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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. 36. m N 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Mitwirkung des Kommunallandtages und des Landesausſchuſſes der 
Hohenzollernſchen Lande bei Verwaltung und Beaufſichtigung der Spar- und Leihkaſſe, S. 371. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter 
publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 374. 


(Nr. 8902.) Verordnung, betreffend die Mitwirkung des Kommunallandtages und des Landes- 
ausſchuſſes der Hohenzollernſchen Lande bei Verwaltung und Beaufſichtigung 
der Spar- und Leihkaſſe. Vom 13. November 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen in Ausführung des F. 61 Ziffer 9 der Hohenzollernſchen Amts⸗ und 

Landesordnung vom 2. April 1873 (Geſetz-Samml. S. 145 ff.), nachdem der 

Hohenzollernſche Landeskommunalverband für alle Verbindlichkeiten der Spar⸗ 

und Leihkaſſe die ſubſidiäre Garantie übernommen hat, unter Aufhebung der 

Verordnung vom 16. Januar 1875 (Geſetz-Samml. S. 78 und 79), was folgt: 
§. 1. 

Die Spar- und Leihkaſſe für die Hohenzollernſchen Lande wird als eine 
ſelbſtſtändige Anſtalt des Hohenzollernſchen Landeskommunalverbandes unter Auf 
ſicht der Organe deſſelben verwaltet. Die Oberaufſicht über die Verwaltung ſteht 
dem Miniſter des Innern zu. 

$. 2. 

Die unmittelbare Verwaltung der Anftalt wird durch die Direktion der 
Spar⸗ und Leihkaſſe nach näherer Vorſchrift dieſer Verordnung, des Statuts 
vom 17. März 1854 und des Verwaltungs-Reglements vom 2. September 1854 
nebſt den dazu ergangenen abändernden und ergänzenden Beſtimmungen des⸗ 
ſelben geführt. 

$. 3. 

Die Beamten der Spar- und Leihkaſſe find Landeskommunalbeamte ($. 77 
der Hohenzollernſchen Amts- und Landesordnung), vorbehaltlich der Beſtimmungen 
in F. 60 des Statuts vom 17. März 1854; die Beſoldung derſelben, ſowie die 
Penſionen der in den Ruheſtand tretenden oder bereits getretenen Beamten werden 
aus den Fonds der Anſtalt entrichtet. 
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Ausgegeben zu Berlin den 22. November 1882. 
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1 $. 4. 

1 Der Beſchlußfaſſung des Kommunallandtages unterliegen: 

1 1) die Feſtſtellung des von der Direktion der Spar- und Leihkaſſe all⸗ 

* jährlich zu entwerfenden Etats der Anſtalt nach erfolgter Vorprüfung 
durch den Landesausſchuß, 

2) die Entlaſtung der Jahresrechnung nach vorausgegangener Vorprüfung 
durch den Landesausſchuß, 

3) die Genehmigung der Etatsüberſchreitungen, 

4) etwaige Abänderungen oder Ergänzungen des Verwaltungs ⸗Reglements 
vorbehaltlich der Genehmigung des Miniſters des Innern, 

5) die Verfügung über den Betrag an Gewinnüberſchüſſen, welcher nach 


Abführung der feſtgeſetzten Summe in den Reſervefonds noch verbleibt 
(vergl. §. 10 dieſer Verordnung). 


F. 5. 

Von der Direktion der Spar⸗ und Leihfaffe iſt durch den Landesausſchuß 
dem Kommunallandtage mit der Jahresrechnung der jährliche Rechenſchaftsbericht 
vorzulegen. 

$. 6. 


Der Landesausſchuß ernennt die Beamten der Spar⸗ und Leihkaſſe, den 
Syndikus nach ertheilter Genehmigung des Miniſters des Innern. 


F. 7. 

Der Landesausſchuß iſt verpflichtet: 

1) den von der Direktion alljährlich zu entwerfenden Etat einer Vor⸗ 
prüfung zu unterwerfen und mit ſeinen Anträgen dem Kommunal⸗ 
landtage zur Beſchlußfaſſung vorzulegen, 

2) desgleichen den von der Direktion zu erſtattenden jährlichen Rechenſchafts⸗ 
bericht vorzuprüfen und dem Kommunallandtag zu übergeben, 

3) die Jahresrechnung zu revidiren, 

4) die Etatsüberſchreitungen vorzuprüfen und mit ſeinen Anträgen dem 
Kommunallandtage zur Beſchlußfaſſung vorzulegen, 

5) die beſtimmungsmäßige Reviſion der Kaſſe vorzunehmen oder vornehmen 
zu laſſen. 

$. 8. 


Der Landesausſchuß hat ferner 

1) die Geſchäftsführung der Kaffe m allen Zweigen der Verwaltung zu 
überwachen; er iſt ermächtigt a ar 

2) ſich jederzeit von dem Gange der Angelegenheit der Anftalt Kenntniß 
zu verſchaffen und zu dieſem Zwecke die Beſtände und Effektenvorräthe 
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zu unterſuchen und von den Büchern, Rechnungen, Dokumenten und 
Akten Einſicht zu nehmen; auch 

3) von der Direktion Berichterſtattung über einzelne Geſchäfte, einzelne 
Geſchäftszweige oder die Geſammtlage des Geſchäftsverkehrs zu ver⸗ 
langen; ferner 

4) jederzeit eine Reviſion der Verwaltung und zwar der geſammten oder 
einzelnen Zweige derſelben entweder ſelbſt vorzunehmen oder durch einen 
Delegirten vornehmen zu lafjen; ferner 

5) die in Folge deſſen für nöthig zu erachtenden Anordnungen zu treffen, 
endlich i 

6) die Beſchwerden über die Direktion zu entſcheiden. 


$. 9. 

Der Genehmigung der Regierung zur Erwerbung von Grundſtücken für 
Rechnung der Anſtalt bedarf es ferner nicht (§. 52 des Statuts), dagegen unter- 
liegen ſolche Erwerbungen, inſoweit ſie nicht bei Zwangsvollſtreckungen oder ſonſt 
zur Deckung von Guthaben erforderlich find, der Zuſtimmung des Kommunal. 
landtages. Er 


Dem Reſervefonds find die Gewinnüberſchüſſe alljährlich gutzuſchreiben 
beziehungsweiſe aus der laufenden Verwaltung zu überweiſen. Betragen dieſelben 
jedoch einſchließlich der Zinſen des Reſervefonds und abzüglich von 1 Prozent 
Abſchreibung aus dem Beſtande des Immobiliarkontos zu Laſten der Ueberſchüſſe 
beziehungsweiſe des Reſervefonds mehr als 70 000 Mark, fo ſteht dem Kommunal- 
landtage die Verfügung über den dieſe Summe überſteigenden Betrag zur einen 
Hälfte zu Gunſten des Fürſt Carl Landesſpitals und zur anderen Hälfte zu 
ſonſtigen gemeinnützigen Zwecken zu. 


$. 11. 


Soweit die Vorſchriften des Statuts vom 17. März 1854 und des 
Reglements vom 2. September 1854 mit den vorſtehenden Beſtimmungen im 
Widerſpruche ſtehen, werden die Erſteren hierdurch aufgehoben beziehungsweiſe ab- 
eändert. 

5 Weitere Abänderungen oder Ergänzungen des Statuts und dieſer Ver⸗ 
ordnung behalten Wir uns nach Anhörung des Kommunallandtages vor. 
Die Beſchlußnahme über Abänderungen oder Ergänzungen des gemäß 
§. 54 des Statuts von dem Miniſter des Innern erlaſſenen Verwaltungs⸗ 
Reglements ſteht dem Kommunallandtage mit Genehmigung des Miniſters des 
nnern zu. 
3 En Fällen der Dringlichkeit genügt bei Abänderung und Ergänzung 
ſtatutariſcher beziehungsweiſe reglementariſcher Vorſchriften die Anhörung beziehungs- 
weiſe Beſchlußfaſſung des Landesausſchuſſes. 
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§. 12. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung durch die 
Geſetz⸗Sammlung in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 13. November 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Puttkamer. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz»Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 5. Januar 1882, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Militärverwaltung bezüglich der zu den 
Befeſtigungsbauten zu Kiel erforderlichen Grundſtücke, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 9 S. 81, ausgegeben den 
25. Februar 1882; 

2) der Allerhöchfte Erlaß vom 26. September 1882, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts und des Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen 
Chauſſeegeldes an den Kreis Gleiwitz für die von demſelben zu bauenden 
Chauſſeen 1) von Kieferſtädtel über Schierakowitz bis zur Grenze des 
Kreiſes Coſel, 2) von Laband über Pſchyſchowka bis zur Peiskretſcham⸗ 
Gleiwitzer Provinzialchauſſee, 3) von Pohlom nach Woiska und 4) von 
Tworog bis zur Grenze des Kreiſes Lublinitz in der Richtung auf Koſchen⸗ 
tin, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr 43 S. 293, 
ausgegeben den 27. Oktober 1882; 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. September 1882, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Stadt Erfurt auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 11. September 1878 ausgeſtellten Stadtobligationen 
von vier und einhalb auf vier Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Erfurt Nr. 43 S. 225, ausgegeben den 28. Oktober 1882. 
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